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Vorwort 

Der Begriff der Dezentralisation hat in den letzten Jahren eine steile 
Karriere erfahren. Parteien wie Vereine, SeJbsthilfegruppen wie Wirtschafts-
verbände schwören auf diese Formel. In der Dezentralisation wird die 
Lösung vieler staats- und verwaltungspolitischer Probleme gesehen wie 
Steuerungs- und Finanzkrise des Staates, Ineffizienz der Verwaltung, Bür-
gerunmut über Politik und Verwaltung. 

Zentralisation und Dezentralisation sind ein bedeutendes Element der 
Gliederung der öffentlichen Verwaltung. Die Bundesrepublik ist durch die 
Institute des Föderalismus und der kommunalen Selbstverwaltung ein stark 
dezentralisiertes Staatswesen. Auf der anderen Seite wird ein Zentralisa-
tionstrend konstatiert, der sich z. B. in der Zunahme staatlicher Planung, 
gesetzlicher Normierung und finanzieller Förderprogramme äußert. 

In dieser Arbeit wird untersucht, welche Bedeutung die Kategorien Zen-
tralisation/Dezentralisation für die Beschreibung des Verwaltungssystems 
der Bundesrepublik haben. Mitunter wird eingewandt, daß das Begriffspaar 
Zentralisation/Dezen~i'alisation "veraltet" sei und neuere Begriffe wie "Ver-
flechtung" oder "Korporatismus" dem horizontal und vertikal stark 
differenzierten politisch-administrativen System angemessener seien. Dem-
gegenüber werden die Kategorien Zentralisation/Dezentralisation weiterhin 
für praktisch brauchbar und theoretisch erklärungskräftig gehalten - was 
zu beweisen ist. . 

Die Begriffe Zentralisation/Dezentralisation, welche recht diffus und mit 
"ideologischen Hoffnungen" überfrachtet sind, werden einer wissenschaft-
lichen Analyse unterzogen. Da Dezentralisation eine ständige Zielgröße bei 
der (Neu)Gestaltung der öffentlichen Verwaltung ist, erscheint es nützlich, 
ihre genaue Bedeutung, ihre verschiedenen realen Erscheinungsformen und 
ihre Bestimmungsgrößen kennenzulernen. Kann Dezentralisation die Hoff-
nungen erfüllen, die an sie gerichtet werden? Ist Zentralisation nur mit 
negativen Folgen verbunden, wie es die derzeitige öffentliche Diskussion 
nahelegt? Auf welche Verwaltungsebenen und Politikbereiche beziehen sich 
Zentralisation und Dezentralisation und welche Dimensionen von Kontrole 
und Steuerung sind mit ihnen angesprochen? 

Bereits 1929 erschien die noch heute grundlegende Arbeit von Hans Peters 
mit dem Titel "Zentralisation und Dezentralisation". Im Untertitel wird 
Bezug auf die Kommunalpolitik genommen: "Zugleich ein Beitrag zur Kom-
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munalpolitik im Rahmen der Staats- und Verwaltungslehre". Auch in dieser 
Arbeit steht die kommunale Ebene im Mittelpunkt der Betrachtung. Auf 
dieser Ebene treffen zentralstaatliche Steuerungsversuche und dezentrale 
Problemlösungsversuche aufeinander. Bei der Lösung der Steuerungskrise 
kommt der kommunalen Ebene ein hoher Stellenwert zu. 

Die vorliegende verwaltungswissenschaftliche Studie ist multidisziplinär 
angelegt. Das heißt zunächst nicht mehr und nicht weniger, als daß Beiträge 
verschiedener Disziplinen zum Thema' "gesammelt" werden. Die Gefahr 
liegt auf der Hand, über zuviel zuwenig zu sagen, sie läßt sich aber bei diesem 
Vorgehen nicht vermeiden. Der dafür eingekaufte Vorteil liegt in der Zusam-
menschau unterschiedlicher Einzelbeiträge. 

Zu danken habe ich vor allen anderen Franz-Xaver Kaufmann, sodann 
Dietrich Thränhardt, Reinhard Lohan und Ferdinand Schliehe. 

Der Druck wurde von der Fakultät für Soziologie der Universität Bielefeld 
finanziell unterstützt. 

Speyer, November 1981 Peter Schäfer 
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1. Einführung 

1.1 Zentralisation und Dezentralisation in Meinungen 
und Zahlen - Ein induktiver Problemaufriß 

"Der Gegensatz von Centralisation und Decentralisation erscheint in allen Ver-
hältnissen menschlicher Gemeinschaft: Im geselligen und im politischen Leben, im 
Staat und der Kirche, in der Gemeinde und selbst in der Familie, in den öffentlichen 
Geschäften wie in den Privatgeschäften großer und kleiner Wohlthätigkeits-, 
Bildungs- und Erwerbsanstalten. Überall wiederholt sich das Verhältniß von Haupt 
und Gliedern, Centrum und Peripherie, entweder schon im natürlichen Organismus 
ausgeprägt oder durch menschliche Veranstaltung gebildet; ueberall wiederholt sich 
die Aufgabe, dieses Verhält niß richtig aufzufassen und zu ordnen, die Kraft des 
Mittelpunktes und die Selbständigkeit der Peripherie im rechten Maß zu verteilen,-
die Frage der Centralisation und Decentralisation" (Brater 1857: 837 f.). 

Schon vor über 100 Jahren werden Zentralisation und Dezentralisation als 
universelle Phänomene betrachtet, die in so unterschiedlichen Teilsphären der 
Gesellschaft wie Staat, Kirche, Wirtschaft oder Familie auftreten. Sie kenn-
zeichnen das Verhältnis von Zentrum und Peripherie im Rahmen menschli-
cher, wir würden heute sagen sozialer Zusammenhänge. Das Phänomen 
Zentralisation/Dezentralisation läßt sich mit anderen Worten nur in organi-
sierten (natürlichen oder sozialen) Gebilden denken. 

Zentralisation und Dezentralisation sind seit der Herausbildung eines von 
der Gesellschaft losgelösten und in sich differenzierten staatlichen Systems 
mit Unter- und Sonderbehörden ein bewußt reflektierter Gegenstand staats-
wissenschaftlicher und verwaltungspraktischer Abhandlungen. Die Mitte 
des vorigen Jahrhunderts von Brater(l 857: 399) getroffene Feststellung "Die 
Geschichte der europäischen Staaten und insbesondere Deutschlands zeigt 
eine fortschreitende Bewegung vom decentralisirten zum centralisirten 
Zustand" wie die Verurteilung dieses Zustandes sind seitdem immer wieder 
wahrzunehmen: 

"Und ebenso herrschte in Preußen selbst eine zentralisierende Tendenz, wenn auch 
durch die Verwaltungsreform der siebziger Jahre eine Dezentralisation angebahnt 
war. Heute besteht nur eine Meinung: Weitestgehende Dezentralisation. Das "Regie-
ren" von oben entspricht weder dem Zeitgeist noch dem Verfassungsrecht in den 
deutschen Ländern" (Loening 1923: 444 f.). 

"Sowohl bei den Gesetzgebern wie auch bei den Verwaltungsstellen ist immer 
wieder die Beobachtung zu machen, daß sie die Erledigung der Sachaufgaben unnötig 
hochziehen. Es spielt eben - bewußt oder unbewußt - die Vorstellung eine Rolle, 
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daß die höhere Instanz auch die bessere Durchführung garantiere" (Meyers 1956: 
322). 

"Der Theorie nach ist sich, wie man weiß, alles einig in der Ablehnung aufgeblähter 
Zentralbehörden, die in Personal, Akten und Karteien ersticken. Die Praxis zeigt 
jedoch immer wieder den Drang zur Anhäufung von Detailarbeit bei der Zentrale" 
(Maunz 1964: 213). 

In diesen Zitaten wird deutlich: 

Zentralisation/Dezentralisation wird auf gesellschaftliche Gebilde bezo-
gen, auf das staatliche System wie auf die Verwaltung im engeren Sinn. Es 
handelt sich mit anderen Worten um ein soziales, politisches und admini-
stratives Phänomen. Bezogen auf die öffentliche Verwaltung - der unser 
Hauptinteresse gilt - betrifft Zentralisation/Dezentralisation sowohl 
die behördeninterne Organisation wie den gesamten Verwaltungsaufbau. 
Es sind demnach verschiedene organisatorische Ebenen zu berücksichti-
gen, um Zentralisation/Dezentralisation angemessen erfassen zu 
können. 
Dezentralisation war ein allgemein anerkanntes Hauptziel vieler Verwal-
tungsreformen. Zugleich scheint dieses Ziel nie erreicht worden zu sein. 
Vielmehr wird bei allen Autoren eine verhängnisvolle und scheinbar 
nicht aufzuhaltende Tendenz zur Zentralisierung festgestellt und beklagt. 
Ein wichtiger Schlüssel zum Verständnis von Zentralisation/Dezentrali-
sation liegt demzufolge in der Verwaltungsgeschichte. speziell in dem 
Verlauf und den Ergebnissen von Verwaltungsreformen. 
Schließlich klingt in den Zitaten - wenn auch nur implizit - an, daß die 
Frage der Dezentralisation eng mit dem Stellenwert der kommunalen 
Ebene im Staatsaufbau verbunden ist. Einige Autoren beschränken den 
Bedeutungsinhalt von Dezentralisation auf die kommunale Selbstver-
waltung: 
"In der Tat ist einzig und allein dies: Ersatz der staatlichen Zuständigkeit durch 
die der kommmunalen Selbstverwaltung - wirkliche Dezentralisation; nicht 
dagegen irgendeine Art der Geschäftsverteilung unter die Organe eines und 
desselben Gemeinwesens" (Preuss 1910: 7). 
"Hier wird unter Dezentralisation verstanden: Die Übertragung staatlicher Auf-
gaben an die Kommunen und Kommunalverbände" (Jeserich 1931: 12). 
Wie wir später sehen werden, kann die Frage nach Zentralisation und 
Dezentralisation der Verwaltung gleichsam auch als Frage nach dem 
Verhältnis von Staats- und Kommunalverwaltung gestellt werden. 
Auch die heutigen Forderungen und Klagen hinsichtlich Zentralisation 
und Dezentralisation werden häufig aus der Sicht der kommunalen 
Selbstverwaltung mit Blick auf staatliche Regulierungsversuche formu-
liert: 
"Diese zunehmende Bürokratisierung, das stetig stärker werdende Eindringen 
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der Institutionen staatlicher Bürokratien in die Gemeinden und die damit ver-
bundene Nivellierung gemeindlichen Eigenlebens führt zwangsweise zur Aus-
höhlung der bürgerschaftlichen Selbstverwaltung und läßt an ihre Stelle mehr 
und mehr zentralstaatliches Handeln treten" (Hessischer Städtetag 1979). 

Sind die Feststellungen einer zunehmenden Zentralisierung historisch 
überholt? Keineswegs - auch heute noch lassen sich zahlreiche Indikatoren 
weiter fortschreitender Zentralisation bzw. Konzentration 1 angeben: 
- Die wohl augenfälligste und für jedermann erfahrbare Konzentrations-

entwicklung der letzten Jahre hat sich durch die Gebietsreform vollzo-
gen: "Die kommunale Gebietsreform hat die Gemeindestruktur 
einschneidend verändert. So ist die Zahl der Gemeinden unter 1000 
Einwohner von 16.466 auf 3.148 zurückgegangen. Vor der Gebietsreform 
waren 68 % aller Gemeinden Kleinstgemeinden mit weniger als 1000 
Einwohnern. Heute sind es nur noch 37 %" (DST 1978: 8). Diese 
"Gemeindeschrumpfung" läßt sich auch auf internationaler Ebene beob-
achten (Endruweit 1980). Eine analoge Entwicklung hat sich im Schulbe-
reich vollzogen: Die Auflösung von Zwergschulen und Bildung von 
Schulzentren brachten eine quantitative Reduzierung wie eine Vergröße-
rung der Organisationseinheit Schule mit sich. Die früher vor allem im 
ländlichen Raum noch verbreitete einzügige oder sogar einklassige 
Volksschule ist heute durch in der Regel zwei- oder dreizügige Schulen (d. 
h. vier oder sechs parallele Klassen) ersetzt worden. Diese zwei Beispiele 
verweisen auf räumliche Zusammenfassung von politischen Einheiten 
bzw. Einrichtungen. 

- Zentralisierungstendenzen sind weiter auf zwischen- und überstaatlichen 
Ebenen zu verzeichnen. Die Agrarfinanzpolitik der einzelnen Mitglieds-
staaten der Europäischen Gemeinschaft wird "europazentral" in Brüssel 
gemacht. Eine noch höherstufige Zentralisierung ist im Instrument der 
Weltwirtschaftskonferenz zu sehen, die detaillierte Vorgaben für die 
einzelnen Nationalökonomien gibt (z. B. für die Höhe des Energiever-
brauchs oder der Entwicklungshilfequoten), welche allerdings nicht ein-
deutig verbindlich und einklagbar sind. Von faktisch größerer 
Verbindlichkeit für die einzelstaatlichen Haushaltsplanungen scheinen 
dagegen die im Rahmen des nordatlantischen Bündnisses beschlossenen 
Steigerungen der eigenen Rüstungsanstrengungen sowie der Hilfe für 
andere Partnerstaaten (z. B. die Türkei) zu sein. Hier liegt Zentralisation 
in der Dominanz suprastaatlicher Instanzen über einzelstaatliche Regie-
rungen, in einer Entnationalisierung. 
Auch aufstaatlicher Ebene lassen sich Zentralisierungsphänomene beob-
achten. So hat sich der Bund durch das Instrumentarium der 

I Zur Unterscheidung von Zentralisation/Dezentralisation und Konzentration/De-
konzentration siehe unten Abschn. 2.1 und 2.7. 


